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A. Bericht des Abgeordneten Neuburger: 

Der Bundestag hat in seiner 101. Sitzung am 
22. September 1955 den von den Abgeordneten 
Neuburger, Häussler, Schamberg und Fraktion der 
CDU/CSU eingebraditen Gesetzentwurf an den 
Ausschuß für Geld imd Kredit — federführend — 
und an die Ausschüsse für Finanz- und Steuerfra- 
gen sowie für Wirtschaftspolitik zur Mitberatung 
überwiesen. 

Nach Einholung einer Stellungnahme der Bun- 
desregierung, die wiederum ihrerseits die Ver- 
bände des Kreditgewerbes angehört hatte, faßte 
der Ausschuß für Geld und Kredit in der Sitzung 
am 20. April 1956 über eine Reihe grundsätzlicher 
Fragen Beschluß. Der Gesetzentwurf wurde dar- 
aufhin umgeformt. Sachverständige der bestehen- 
den Kapitalanlagegesellschaften erhielten Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu den vorgesehenen Vor- 
schriften. 

Die Vorschläge des Ausschusses für Finanz- und 
Steuerfragen wurden vom federführenden Aus- 
schuß in vollem Umfange, die des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik ganz überwiegend übernommen. 
Das Ergebnis der Beratungen wird den Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages durch nachstehenden 
Bericht zur Kenntnis gebracht. 

1. Allgemeines 

Die noch immer nicht befriedigende Lage auf 
dem Kapitalmarkt beruht nicht zuletzt darauf, daß 
dem Kapitalmarkt das stabilisierende Element 
eines breit gestreuten, von Liquiditätsschwankun- 
gen wenig berührten Publikumsbesitzes fehlt. Mit 
dem Investmentsparen ist ein Mittel gegeben, den 
Wertpapierbesitz auf eine breitere Basis zu stellen. 
Die Investment- oder Kapitalanlagegesellschaften 
legen ihnen anvertraute Kapitalien in gemischten 
Wertpapierbeständen an und beteiligen die ein- 
zelnen Geldgeber anteilmäßig an der Gesamtheit 
der erworbenen Wertpapiere. Das im Ausland, 
insbesondere in USA, in der Entwicklung schon 
weit fortgeschrittene, in Deutschland jedoch ver- 


hältnismäßig junge Investmentsparen eröffnet 
breiten Bevölkerungskreisen die Möglichkeit, sich 
beim Wertpapiererwerb der Vorteile, die sonst nur 
ein großes Vermögen bietet, zu bedienen. Während 
der unmittelbare Erwerb einzelner Wertpapiere 
Sachkunde des Kapitalanlegers voraussetzt und 
trotzdem die Gefahr von Verlusten einschließt, 
wird das Risiko beim Investmentsparen durch die 
breite Streuung des Wertpapierbestandes und durch 
die fachmännische Auswahl der Anlagewerte ver- 
mindert. Diese Funktion der Kapitalanlagegesell- 
schaften ist heute besonders wichtig, weil den- 
jenigen Schichten, die auf Grund ihrer Einkom- 
mensverhältnisse normalerweise schon für den 
Wertpapierbesitz in Betracht kommen, im allge- 
meinen noch die Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Wertpapiermarktes fehlen. 

Wenn das Investmentsparen die erhoff te Verbrei- 
tung gewinnt, so werden in zunehmendem Maße 
weite Bevölkerungskreise an Bestand, Zuwachs 
und Erträgen des Produktionsvermögens der Wirt- 
schaft beteiligt. Hierdurch wird einerseits die pri- 
vate Eigentumsbildung und damit das Gefühl der 
Mitbeteiligung und Mitverantwortung am wirt- 
schaftlichen Geschehen gefördert. Zum anderen ist 
zu erwarten, daß bei einer Ausweitung des In- 
vestmentsparens auch neue Kapitalquellen für 
Investitionen und Rationalisierungsmaßnahmen 
der Wirtschaft erschlossen werden. Wenn auch 
zunächst noch mit einer gewissen Umschichtung 
von Kapital zugunsten des Investmentsparens ge- 
rechnet werden muß, wird auf die Dauer durch 
das Investmentsparen bei ausreichender Werbung 
und erfolgreicher Geschäftsführung der Kapital- 
anlagegesellschaften zusätzliches Kapital aufkom- 
men. Auf weitere Sicht ist deshalb keine Benach- 
teiligung der übrigen Sparformen und damit etwa 
des mittelständischen Kredits durch das Investment- 
sparen zu befürchten. Dies wird auch durch die 
Entwicklung in den anderen Ländern erwiesen. 
So betrugen in den USA Ende 1955 die Investment- 
fonds zwar rd. 9 Milliarden Dollar, dennoch waren 
rd. 228 Milliarden Dollar Bundesschuldverschrei- 
bungen und rd. 175 Milliarden Dollar sonstige 
Wertpapiere im Umlauf. 
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Berechtigt nach allem das Investmentsparen zu 
Hoffnungen in kapitalmarktpolitischer und sozial- 
politischer Hinsicht, so erscheint es andererseits, 
insbesondere nach den Erfahrungen in den USA, 
notwendig, durch gesetzliche Vorschriften den 
Schutz der Investmentsparer sicherzustellen und 
gleichzeitig steuerliche Nachteile, die sich aus der 
Zwischenschaltung der Kapitalanlagegesellschaft 
ergeben, zu beseitigen. Diesen Zwecken dient das 
vorliegende Gesetz. 

II. Die Vorschriften im einzelnen 
1. Die Kapitalanlagegesellschaft 

§ 1 Abs. 2 bestimmt, daß Kapitalanlagegesell- 
schaften nur in Form von Aktiengesellschaften 
oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung be- 
trieben werden dürfen. Da alle Aktiengesellschaften 
und diejenigen Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, die das Kreditgeschäft betreiben, gesetz- 
lich zur Prüfung und Veröffentlichung ihres Jahres- 
abschlusses verpflichtet sind, ist durch diese Vor- 
schrift eine ausreichende Publizität der Kapital- 
anlagegesellschaft selbst sichergestellt. 

Der Entwurf sieht in § 5 Abs. 1 vor, daß die Ka- 
pitalanlagegesellschaft das Sondervermögen treu- 
händerisch für die Anteilinhaber verwaltet und 
von ihrem eigenen Vermögen getrennt hält. Es 
bleibt der Regelung der Vertragsbedingungen 
überlassen, ob das Sondervermögen im Miteigen- 
tum der Anteilinhaber oder im treuhänderischen 
Eigentum der Kapitalanlagegesellschaft stehen soll. 

Die in den USA häufige sogenannte aktienrecht- 
liche Lösung, bei der Anteilinhaber und Aktionäre 
identisch sind, würde in Deutschland einschneidende 
Änderungen des Aktienrechts notwendig machen. 
Zunächst müßten die Bilanzierungsvorschriften 
geändert werden, um die Ausschüttung der Erträg- 
nisse des Sondervermögens auch bei Kursrück- 
gängen zu ermöglichen. Weitere Änderungen wären 
erforderlich, um die laufende Ausgabe und Rück- 
nahme von Anteilscheinen je nach den Marktver- 
hältnissen möglich zu machen. Denn diese Form 
der Investmentgesellschaft, der sogenannten open- 
end-fund, verdient vor dem sogenannten closed- 
end-fund, bei dem der Betrag des Fonds und damit 
auch die Zahl der Anteile von vornherein festgelegt 
wird, den Vorzug, vor allem, weil bei dem open- 
end-fund spekulative Sonderentwicklungen der 
Anteilskurse vermieden werden. 

Eine Kapitalanlagegesellschaft kann mehrere 
Sondervermögen bilden. Diese müssen sich durch 
ihre Bezeichnungen unterscheiden und getrennt 
gehalten werden (§ 5 Abs. 3). 

Auf Anregung des Ausschusses für Wirtschaftspoli- 
tik ist durch § 1 Abs. 3 und 4 festgelegt worden, daß 
bei den in der Form von Aktiengesellschaften be- 
triebenen Kapitalanlagegesellschaften nur Namens- 
aktien ausgegeben werden dürfen und daß die 
Übertragung von Aktien« bzw. Geschäftsanteilen 
der Kapitalanlagegesellschaft der Zustimmung der 


Gesellschaft bedarf. Damit soll die Publizität der 
Kapitalanlagegesellschaft auch in bezug auf die 
Gesellschafter erreicht werden. 

Durch § 2 Abs. 1 Satz 1 wird zur Vermeidung 
etwaiger Zweifel festgestellt, daß die Kapitalan- 
lagegesellschaften Kreditinstitute sind. Als solche 
unterliegen sie den Vorschriften des Gesetzes über 
das Kreditwesen. 

Nach § 2 Abs. 1 Satz 2 soll die Aufsicht über Ka- 
pitalanlagegesellschaften auf Bundesebene ausge- 
übt werden, weil die Kapitalanlagegesellschaften 
im gesamten Bundesgebiet tätig sein werden und 
ihre Beaufsichtigung nach einheitlichen Gesichts- 
punkten erfolgen muß. Die Aufsicht wird bis zur 
Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes für das Kre- 
ditwesen dem Bundesminister für Wirtschaft über- 
tragen. Die verfassungsrechtliche Grundlage für die 
Bundesaufsicht gibt Art. 74 Nr. 11 in Verbindung 
mit Art. 87 Abs. 3 GG. 

Im übrigen hält der Ausschuß für Geld und Kredit 
nicht nur aus Anlaß des vorliegenden Investment- 
gesetzes, sondern viel mehr noch aus Anlaß des am 
6. Dezember 1956 beschlossenen Gesetzes zur Auf- 
hebung der Beschränkung des Niederlassungsbe- 
reichs von Kreditinstituten (Drucksache 2899) die 
Wiedereinführung einer Bundesaufsicht über alle 
Kreditinstitute für angezeigt. Der Ausschuß ist der 
Meinung, daß die künftig rezentralisierten Groß- 
banken einschließlich der Gemeinwirtschaftsbank 
schon wegen ihres über das gesamte Bundesgebiet 
ausgedehnten Niederlassungsbereichs nicht von 
zehn verschiedenen Länderbehörden beaufsichtigt 
werden können, und daß überhaupt das Kredit- 
wesen seiner Natur nach eine überregionale Auf- 
sicht, wie sie bereits im Versicherungswesen be- 
steht, verlangt. Der Ausschuß hält die Errichtung 
eines Bundesaufsichtsamts für so vordringlich, daß 
nach seiner Meinung die Bundesregierung alsbald 
eine Initiative in dieser Richtung ergreifen sollte. 

In § 2 Abs. 2 wird ein voll eingezahltes Mindest- 
kapital der Kapitalanlagegesellschaft von 500 000, — 
DM verlangt und ihr die Vornahme von anderen 
als Investmentgeschäften verboten. Schließlich 
wird für Kapitalanlagegesellschaften in der Form 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung die 
Bildung eines Aufsichtsrates vorgeschrieben (§ 3). 

Die von Gesellschafterseite gewählten Aufsichts- 
ratsmitglieder bedürfen der Bestätigung durch die 
Bankaufsichtsbehörde (§ 4 Abs. 1 Satz 1). Die Auf- 
sichtsratsmitglieder müssen ihrer Persönlichkeit 
nach die Wahrung der Interessen der Anteilinhaber 
gewährleisten und mindestens zur Hälfte aus Wert- 
papierspezialisten bestehen (§ 4 Abs. 1 Satz 2). 

2. Das Sondervermögen 

Das Investmentsparen ist auf börsengängige 
Wertpapiere beschränkt, weil nur diese jeder- 
zeit bewertbar und veräußerlich sind. Der Er- 
werb von ausländischen Wertpapieren ist durch 
§ 6 Abs. 1 Buchstabe c zugelassen worden, so- 
fern die Vertragsbedingungen dies vorsehen. Als 
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zusätzliche Sicherung bei Auslandswerten wurde 
in § 13 Abs. 2 Satz 2 vorgesehen, daß die Bankauf- 
sichtsbehörde durch die Bezeichnung bestimmter 
ausländischer Börsen die Anlegung auf die an die- 
sen Börsen gehandelten Wertpapiere beschränken 
kann. 

Zwei der wichtigsten Bestimmungen enthält § 6 
Abs. 3 und 4 mit der prozentualen Beschränkung 
der Anlagemöglichkeiten. Absatz 3 soll die Risiko- 
mischung sichern durch die Vorschrift, daß höch- 
stens 5 ^/o jedes Sondervermögens in Wertpapieren 
desselben Ausstellers angelegt werden können. We- 
gen der verhältnismäßig geringen Anzahl der für 
die Anlegung in Betracht kommenden Werte kön- 
nen ausnahmsweise, wenn die Vertragsbedingun- 
gen dies vorsehen, mit Zustimmung der Bankauf- 
sichtsbehörde Papiere bestimmter Aussteller bis zu 
7,5 ®/o des Fondswertes erworben werden. Die 5 ^/o- 
Klausel von § 6 Abs. 4 soll verhindern, daß die Ka- 
pitalanlagegesellschaft sich mit Mitteln der Anteil- 
inhaber Machtpositionen in einzelnen Unternehmen 
verschafft. Deshalb wird für alle Sondervermögen 
einer Kapitalanlagegesellschaft zusammen der Er- 
werb von mehr als 5 ®/o der stimmberechtigten 
Aktien bzw. Kuxe eines Unternehmens verboten. 

Zur Sicherung der Anteilinhaber verlangt § 10 
Abs. 1, daß die Kapitalanlagegesellschaft ein an- 
deres Kreditinstitut (Depotbank) nach Zustimmung 
der Bankaufsichtsbehörde mit der Verwahrung des 
Sondervermögens beauftragt. Die Depotbank hat 
sowohl für die Wertpapiere als auch für das Geld 
des Sondervermögens gesperrte Depots bzw. Kon- 
ten anzulegen (§ 10 Abs. 2). Da auch die Ausgabe 
und Rücknahme der Anteilscheine über die Depot- 
bank erfolgt, kann und soll sie überwachen und 
sicherstellen, daß die Gegenwerte für die auf Wei- 
sung der Kapitalanlagegesellschaft durchgeführten 
Geschäfte stets wieder in die gesperrten Konten 
bzw. Depots des Sondervermögens gelangen (§ 10 
Abs. 5). Die Depotbank hat entsprechend ihrer 
Zweckbestimmung lediglich eine formelle Über- 
wachungsfunktion, jedoch kein sachliches Mitspra- 
cherecht bei der Führung der Geschäfte durch die 
Kapitalanlagegesellschaft. 

An weiteren Schutzbestimmungen sind zu er- 
wähnen: 

a) Das Verbot von Wertpapiergeschäften zwischen 
der Kapitalanlagegesellschaft einerseits und 
ihren Aufsichtsrats- und Vorstandsmitgliedem 
andererseits (§ 4 Abs. 3). 

b) Das Verbot von Verpfändungen und Sicherungs- 
übereignungen von Werten des Sondervermö- 
gens (§ 7 Abs. 2). 

c) Die Abschirmung der Sondervermögen gegen 
alle Ansprüche Dritter (§ 8 Abs. 2). 

d) Die Festlegung von Mindestvorschriften für die 
Vertragsbedingungen (§13 Abs. 3) und die Ge- 
nehmigung der Vertragbedingungen durch die 
Bankaufsichtsbehörde (§ 13 Abs. 2 Satz 1), 


Der Entwruf sieht im übrigen bewußt davon ab, 
ähnlich dem nord amerikanischen Gesetz für jeden 
denkbaren Mißbrauch Sicherungsvorschriften auf- 
zustellen, die unter Umständen doch umgangen 
werden können. Als allgemeinen Schutz vor Miß- 
bräuchen hält der Entwurf eine weitgehende Publi- 
zität der Sondervermögen und die damit verbun- 
dene Überwachung der Kapitalanlagegesellschaft 
durch die öffentliche Meinung für erforderlich und 
ausreichend. § 18 Abs. 1 bestimmt deshalb, daß die 
zum Sondervermögen gehörenden Werte zweimal 
jährlich im Bundesanzeiger veröffentlicht werden, 
wodurch eine Kontrolle der Öffentlichkeit ermög- 
licht wird. Im Hinblick auf diese Publizität wird 
es sich eine Kapitalanlagegesellschaft kaum erlau- 
ben können, die Geschäfte in einer den Interessen 
der Anteilinhaber zuwiderlaufenden Weise zu füh- 
ren. Außerdem würde jeder Mißbrauch im Wert 
der Anteilscheine sehr bald zum Ausdruck kom- 
men. 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hatte vorge- 
schlagen, zum Schutz der Anteilinhaber die Ver- 
pflichtung zur Rücknahme der Anteilscheine im 
einzelnen gesetzlich festzulegen. Der federführende 
Ausschuß hält das Risiko einer gesetzlich bis in die 
Einzelheitien festgelegten Rücknahmeverpflichtung 
der Kapitalanlagegesellschaft für nicht tragbar. Er 
ist der Ansicht, daß bei grundsätzlicher Festlegung 
der Rücknahmeverpflichtung die Genehmigung der 
Vertragsbedingungen durch die Bankaufsichtsbe- 
hörde, die Bekanntgabe der Rücknahmebedingun- 
gen auf den Anteilscheinen und der Wettbewerb 
zwischen den Kapitalanlagegesellschaften ausrei- 
chen werden, um für die Anteilinhaber ungünstige 
Rücknahmebedingungen zu verhindern. 

Entsprechend einer Anregung des Ausschusses 
für Wirtschaftspolitik wurde durch Einfügung von 
§ 16 Abs. 3 bestimmt, daß der Preis der Anteil- 
scheine bei der Ausgabe des ersten Anteilscheines 
100 DM nicht übersteigen darf. Damit soll der Ge- 
fahr vorgebeugt werden, daß die steuerlichen Vor- 
teile der Kapitalanlagegesellschaft dazu benutzt 
werden, Sondervermögen ausschließlich für große 
Kapitalanleger zu schaffen. 

3. Steuerliche Vorschriften 

Die Steuerbestimmungen des § 19 befreien das 
Sondervermögen von der Körperschaftsteuer, der 
Abgabe „Notopfer Berlin“, der Gewerbesteuer und 
der Vermögensteuer, während die Kapitalanlage- 
gesellschaft mit ihren Gewinnen voll steuerpflichtig 
ist. Die von den Werten des Sondervermögens ein- 
behaltene Kapitalertragsteuer wird an das Son- 
dervermögen zurückerstattet. Kapitalertragsteuer 
in Höhe von 25 ®/o wird nur von Ausschüttungen 
an Anteilinhaber, die im Inland weder einen Wohn- 
sitz, noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt, oder 
weder ihre Geschäftsleitung noch ihräi Sitz haben, 
nach Maßgabe einer Rechtsverordnung erhoben. In 
dieser Rechtsverordnung soll das Nähere darüber 
bestimmt werden, wie die Durchführung dieser 



Vorschrift sicherzustellen ist. Der erste unmittel- 
bare oder mittelbare Erwerb sowie der Rückkauf 
der Anteilscheine unterliegt nicht der Besteuerung 
nach dem Kapitalverkehrsteuergesetz. 

Durch § 20 wird der Erwerb von Anteilscheinen 
als steuerbegünstigter Kapitalansammlungsvertrag 

zugelassen, falls das Sondervermögen ausschließlich 
aus solchen Werten besteht, deren Erwerb als Kapi- 
talansammlungsvertrag anerkannt ist. Mit diesen 
Besteuerungsvorschriften ist steuerlich die Gleich- 
stellung des Anteilinhabers mit dem unmittelbaren 
Erwerber von Wertpapieren erreicht. 


In § 22 war die Anfügung des folgenden Absatzes 
beantragt worden: 

„(8) § 19 Abs. 1 Satz 3 gilt auch für die Kapital- 
ertragsteuer, die auf Erträge des Anlagevermögens 
einbehalten ist, welche Gegenstand der Ausschüt- 
tung für eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes noch nicht beendete Rechenschaftsperiode 
sind.“ 

Hiervon wurde jedoch Abstand genommen, da 
eine entsprechende Regelung durch die Ermächti- 
gung zum Erlaß der Rechts Verordnung nach § 19 
Abs. 5 Nr. 2 bereits ermöglicht worden ist. 

Bonn, den 10. Januar 1957 

Neuburger 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1585 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 10. Januar 1957 

Der Ausschuß für Geld und Kredit 

Scharnberg Neuburger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

Über Kapitalanlagegesellschaften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

S 1 

(1) Kapitalanlagegesellsdiaften sind Unter- 
nehmen, deren Geschäftsbereich darauf ge- 
richtet ist, bei ihnen eingelegtes Geld im 
eigenen Namen für gemeinschaftliche Rech- 
nung der Einleger nach dem Grundsatz der 
Risikomischung in Wertpapieren gesondert 
von dem eigenen Vermögen anzulegen und 
über die hieraus sich ergebenden Rechte der 
Einleger (Anteilinhaber) Urkunden (Anteil- 
scheine) auszustellen. 

(2) Kapitalanlagegesellschaften dürfen nur 
in der Rechtsform der Aktiengesellschaft 
oder der Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung betrieben werden. 

(3) Die Aktien einer in der Rechtsform der 
Aktiengesellschaft betriebenen Kapitalanlage- 
gesellschaft müssen auf Namen lauten. Diese 
Aktien können nicht durch Blankoindossa- 
ment übertragen werden; ein Blankoindos- 
sament wird auch durch nachträgliche Aus- 
füllung nicht wirksam. Als rechtmäßiger In- 
haber einer solchen Aktie gilt abweichend 
von Artikel 16 Abs. 1 Satz 1 des Wechselge- 
setzes, wer die Aktie in Händen hat, sofern 
er sein Recht durch eine ununterbrochene 
Reihe von Indossamenten nachweist, die 
nicht Blankoindossamente sind, und zwar 
auch dann, wenn ein Indossament der Reihe 
ein erst nachträglich ausgefülltes Blankoin- 
dossament ist. Artikel 16 Abs. 1 Satz 3 des 
Wechselgesetzes findet keine Anwendung. 

(4) Die Übertragung von Aktien (Ge- 
schäftsanteilen) einer Kapitalanlagegesell- 
schaft bedarf der Zustimmung der Gesell- 
schaft. Die Zustimmung gibt der Vorstand 


(Geschäftsführer), wenn die Satzung (Gesell- 
schaftsvertrag) nichts anderes bestimmt. 

S 2 

(1) Kapitalanlagegesellschaften sind Kredit- 
institute und unterliegen den für Kreditin- 
stitute geltenden gesetzlichen Vorschriften. 
Die Befugnisse der Bankaufsichtsbehörde 
werden bis zur Errichtung eines Bundesauf- 
sichtsamtes für das Kreditwesen durch den 
Bundesminister für Wirtschaft ausgeübt. 

(2) Die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb 
soll einer Kapitalanlagegesellschaft nur erteilt 
werden, 

a) wenn ein ausreichendes Nennkapital 
nachgewiesen wird, das mindestens fünf- 
hunderttausend Deutsche Mark betragen 
und voll eingezahlt sein muß, 

b) wenn die Satzung (Gesellschaftsvertrag) 
der Gesellschaft vorsieht, daß außer den 
Geschäften, die zur Anlage ihres eigenen 
Vermögens erforderlich sind, nur die in 
§ 1 Abs. 1 genannten Geschäfte betrieben 
werden. 

S 3 

Wird die Kapitalanlagegesellschaft In der 
Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung betrieben, so ist ein Aufsichts- 
rat zu bilden. Seine Zusammensetzung so- 
wie seine Rechte und Pflichten bestimmen 
sich nach §§ 86, 87, 89 bis 99, § 102 Abs. 2, 
§109 Abs. 2, § 209 Abs. 3 des Aktiengeset- 
zes. 

S 4 

(1) Die Bestellung der Aufsichtsratsmit- 
glieder von Kapitalanlagegesellschaften be- 
darf der Bestätigung durch die Bankauf sichts- 
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behörde. Die Mitglieder sollen Ihrer Persön- 
lichkeit nach die Wahrung der Interessen der 
Anteillnhaber gewährleisten; mindestens die 
Hälfte von ihnen soll besondere Kenntnisse 
auf dem Gebiet des Wertpapierwesens be- 
sitzen. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, so- 
weit die Aufsichtsratsmitglieder als Vertreter 
der Arbeitnehmer nach den Vorschriften des 
Betriebsverfassungsgesetzes gewählt werden. 

(3) Mitglieder des Vorstands (Geschäfts- 
führer) oder des Aufsichtsrats einer Kapital- 
anlagegesellschaft können Wertpapiere und 
Bezugsrechte weder von der Gesellschaft 
kaufen noch an diese verkaufen, sofern die 
Gesellschaft bei den Geschäften für gemein- 
same Rechnung der Anteilinhaber handelt. 
Dies gilt nicht für den Erwerb und die Rück- 
nahme von Anteilscheinen der Kapitalanlage- 
gesellschaft. 

§ 5 

(1) Das bei der Kapitalanlagegesellschaft 
gegen Ausgabe von Anteilscheinen eingelegte 
Geld und die damit angeschafften Wertpa- 
piere und Bezugsrechte bilden ein Sonderver- 
mögen. Die zum Sondervermögtn gehören- 
den Gegenstände können nach Maßgabe der 
Vertragsbedingungen, nach denen sich das 
Rechtsverhältnis der Kapitalanlagegesell- 
schaft zu den Anteilinhabern bestimmt, im 
Eigentum der Kapitalanlagegesellschaft oder 
Im Miteigentum der Anteilinhaber stehen. 
Das Sondervermögen ist von dem eigenen 
Vermögen der Kapitalanlagegesellschaft ge- 
trennt zu halten. 

(2) Zum Sondervermögen gehört auch al- 
les, was die Kapitalanlagegesellschaft auf 
Grund eines zum Sondervermögen gehören- 
den Rechts oder durch ein Rechtsgeschäft er- 
wirbt, das sich auf das Sondervermögen be- 
zieht, oder was derjenige, dem das Sonder- 
vermögen zusteht, als Ersatz für ein zum 
Sondervermögen gehörendes Recht erwirbt. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft darf meh- 
rere Sondervermögen bilden. Diese haben 
sich durch Ihre Bezeichnung zu unterschei- 
den und sind getrennt zu halten. 

§ 6 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf für 
die Sondervermögen nur erwerben 


a) Wertpapiere, die an einer deutschen Börse 
zum amtlichen Handel zugelassen oder in 
den geregelten Freiverkehr einbezogen 
sind, 

b) Wertpapiere, deren Zulassung an einer 
deutschen Börse noch nicht erfolgt, aber 
in den Ausgabebedingungen vorgesehen 
Ist, sofern der Erwerb bei der Ausgabe 
oder im ersten Jahr nach der Ausgabe er- 
folgt, 

c) Wertpapiere, die ausschließlich an auslän- 
dischen Börsen zugelassen sind oder ge- 
handelt werden, sofern der Erwerb sol- 
cher Wertpapiere in den Vertragsbedin- 
gungen vorgesehen ist, 

d) Wertpapiere, die in Ausübung von Be- 
zugsrechten, die zum Sondervermögen 
gehören, erworben werden, 

e) Aktien, die als Freiaktien zugeteilt wer- 
den, oder 

f) Bezugsrechte, sofern die Wertpapiere, aus 
denen die Bezugsrechte herrühren, nach 
Buchstabe a bis c erworben werden könn- 
ten. 

(2) Kuxe und nicht voll eingezahlte Ak- 
tien sowie Bezugsrechte auf nicht voll einge- 
zahlre Aktien dürfen für ein Sonder vermö- 
gen nur erworben werden, wenn ihr Erwerb 
in den Vertragsbedingungen vorgesehen Ist. 
In Kuxen und nicht voll eingezahlten Aktien 
darf nicht mehr als der zehnte Teil eines 
Sondervermögens angelegt werden. 

(3) Wertpapiere desselben Ausstellers dür- 
fen für das einzelne Sondervermögen nur In- 
soweit erworben werden, als zur Zeit des Er- 
werbs ihr Wert zusammen mit dem Wert 
der bereits in dem Sondervermögen befind- 
lichen Wertpapiere desselben Ausstellers 
nicht fünf vom Hundert des Wertes des Son- 
dervermögens übersteigt. Darüber hinaus 
dürfen weitere Wertpapiere desselben Aus- 
stellers bis zur Grenze von 7,5 vom Hundert 
des Wertes des Sondervermögens erworben 
werden, wenn dies in den Vertragsbedingun- 
gen vorgesehen ist und die Bankaufsichtsbe- 
herde den Erwerb von Wertpapieren dieses 
Ausstellers über die Grenze von fünf vom 
Hundert hinaus genehmigt hat, Wertpapiere 
von Konzernunternehmen im Sinne von § 15 
Abs. 1 des Aktiengesetzes gelten als Wert- 
papiere desselben Ausstellers. 

(4) Eine Kapitalanlagegesellschaft darf für 
alle von ihr verwalteten Sondervermögen 
Wertpapiere desselben Ausstellers nur inso- 
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weit erwerben, als bei Aktien ihr Gesamt- 
nennbetrag fünf vom Hundert des Nennka- 
pitals der Gesellschaft und bei Kuxen ihre 
Gesamtzahl fünf vom Hundert der von der 
Gewerkschaft ausgegebenen Kuxe nidit über- 
steigt. Hat der Aussteller Mehrstimmrechts- 
aktien ausgegeben, so dürfen solche Aktien 
nur insoweit erworben werden, als die 
Stimmrechte, die der Kapitalanlagegesell- 
schaft damit insgesamt aus Aktien desselben 
Ausstellers zustehen, außerdem fünf vom 
Hundert der gesamten Stimmrechte aus Ak- 
tien desselben Ausstellers nicht übersteigen. 

(5) Die in den Absätzen 2 und 3 bestimm- 
ten Grenzen für den Erwerb von Wertpa- 
pieren dürfen überschritten werden, wenn 
es sich um den Erwerb von Freiaktien oder 
um den Erwerb von neuen Aktien in Aus- 
übung von Bezugsrechten aus Wertpapieren 
handelt, die zum Sondervermögen gehören; 
spätestens bis zum Ablauf von sechs Monaten 
nach dem Erwerb muß der Bestand an Wert- 
papieren mit den in den Absätzen 2 und 3 
bestimmten Grenzen wieder in Einklang ge- 
bracht werden. 

(6) Für ein Sondervermögen dürfen An- 
teilscheine eines anderen Sondervermögens 
nicht erworben werden. 

(7) Die Rechtswirksamkeit des Erwerbs 
von Wertpapieren oder Bezugsrechten wird 
durch einen Verstoß gegen die Vorschriften 
der Absätze 1 bis 5 nicht berührt. 

§ 7 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft ist berech- 
tigt, im eigenen Namen über die zu einem 
Sondervermögen gehörenden Gegenstände 
nach Maßgabe dieses Gesetzes und der Ver- 
tragsbedingungen zu verfügen und alle 
Redite aus ihnen auszuüben. Zur Ausübung 
des Stimmrechts aus den zu einem Sonder- 
vermögen gehörenden Aktien bedarf die Ka- 
pitalanlagegesellschaft keiner sdiriftlichen Er- 
mäditigung der Anteilinhaber nach § 114 
des Aktiengesetzes. 

(2) Gegenstände, die zu einem Sonderver- 
mögen gehören, dürfen nicht verpfändet 
oder sonst belastet, zur Sicherung übereig- 
net oder zur Sicherung abgetreten werden; 
eine unter Verstoß gegen diese Vorschrift 
vorgenommene Verfügung ist gegenüber den 
Anteilinhabern unwirksam. 

(3) Forderungen gegen die Gesellschaf t und 
Forderungen, die zu einem Sondervermögen 
gehören, können nicht gegeneinander aufge- 
rechnet werden. 


(4) Auf das Reditsverhältnis zwischen den 
Anteilinhabern und der Kapitalanlagegesell- 
schaft ist das Gesetz über die Verwahrung 
und Anschaffung von Wertpapieren vom 
4. Februar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 171) 
nicht anzuwenden. 


§ 8 

(1) Die Kapitalanlagegesellsdiaft hat das 
Sondervermögen für gemeinschaftliche Rech- 
nung der Anteilinhaber mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns zu verwalten. 

(2) Das Sondervermögen haftet nicht für 
Verbindlichkeiten der Kapitalanlagegesell- 
schaft; dies gilt auch für Verbindlidhikeiten 
der Kapitalanlagegesellschaft aus Rechtsge- 
schäften, die sie für gemeinschaftliche Rech- 
nung der Anteilinhäber schließt. Die Kapital- 
anlagegesellschaft ist nicht berechtigt, im Na- 
men der Anteilinhaber Verbindlichkeiten 
einzugehen. Von den Vorschriften dieses Ab- 
satzes abweichende Vereinbarungen sind un- 
wirksam. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft kann sich 
wegen ihrer Ansprüche auf Vergütung und 
auf Ersatz von Aufwendungen aus den für 
gemeinschaftliche Rechnung der Anteilinha- 
ber getätigten Geschäften sowie wegen der 
von ihr an die Depotbank nach § 10 Abs. 7 
zu leistenden Beträge nur aus dem Sonder- 
vermögen befriedigen; die Anteilinhaber haf- 
ten ihr nicht persönlich. 

(4) Werden Kuxe oder nicht voll einge- 
zahlte Aktien in ein Sondervermögen aufge- 
nommen, so haftet die Kapitalanlagegesell- 
schaft für die Leistung der Zubuße oder der 
ausstehenden Einlagen nur mit dem eigenen 
Vermögen. 


S 9 

(1) Kein Anteilinhaber kann die Aufhe- 
bung der In Ansehung des Sondervermögens 
bestehenden Gemeinschaft der Anteilinhaber 
verlangen; ein solches Recht steht auch nicht 
einem Pfandgläubiger oder Pfändungsgläu- 
biger oder dem Konkursverwalter über das 
Vermögen eines Anteilinhabers zu. 

(2) Jeder Anteilinhaber kann verlangen, 
daß ihm gegen Rückgabe des Anteilscheins 
sein Anteil an dem Sondervermögen aus die- 
sem ausbezahlt wird; die Einzelheiten sind 
in den Vertragsbedingungen festzulegen. 
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§ 10 

(1) Mit der Verwahrung von Sonderver- 
mögen sowie mit der Ausgabe und Rüdc- 
nahme von Anteilscheinen hat die Kapital- 
anlagegesellschaft ein anderes Kreditinstitut 
(Depotbank) zu beauftragen. Die Auswahl 
der Depotbank bedarf der Genehmigung der 
Bankaufsichtsbehörde. 

(2) Die zu einem Sondervermögen gehören- 
den Wertpapiere sind von der Depotbank in 
ein gesperrtes Depot zu legen. Die Depot- 
bank darf die Wertpapiere nur einer Wert- 
papiersammelbank (§ 1 Abs. 3 des Depot- 
gesetzes) zur Verwahrung anvertrauen; 
Wertpapiere, die an ausländischen Börsen 
zugelassen sind oder gehandelt werden, kann 
sie einer ausländischen Bank zur Verwahrung 
anvertrauen. Der Preis für die Ausgabe von 
Anteilscheinen ist an die Depotbank zu ent- 
richten und von dieser auf einem für das 
Sondervermögen eingerichteten gesperrten 
Konto zu verbuchen. Das gleiche gilt für den 
Kaufpreis aus dem Verkauf von Wertpapie- 
ren, die zu einem Sondervermögen gehören, 
und für die Erträge von solchen Wert- 
papieren. 

(3) Aus den gesperrten Konten oder De- 
pots führt die Depotbank auf Weisung der 
Kapitalanlagegesellschaft die Bezahlung des 
Kaufpreises beim Erwerb von Wertpapieren 
oder Bezugsrechten, die Lieferung beim Ver- 
kauf von Wertpapieren oder Bezugsrechten, 
die Zahlung des Rückkaufpreises bei der 
Rücknahme von Anteilen sowie die Ausschüt- 
tung der Gewinnanteile an die Anteilinhaber 
durch. 

(4) Der Erwerb von Wertpapieren und Be- 
zugsrechten für das Sondervermögen darf 
höchstens zum Tageskurs, die Veräußerung 
muß mindestens zum Tageskurs erfolgen. 

(5) Die Depotbank hat dafür zu sorgen, 
daß bei den für gemeinschaftliche Rechnung 
der Anteilinhaber getätigten Geschäften der 
Gegenwert in ihre Verwahrung gelangt. 

(6) Die Depotbank darf der Kapitalanlage- 
gesellschaft aus den zu einem Sondervermö- 
gen gehörenden Konten nur die ihr nach den 
Vertragsbedingungen für die Verwaltung des 
Sondervermögens zustehende Vergütung und 
den ihr zustehenden Ersatz von Aufwendun- 
gen auszahlen. Die ihr selbst für die Verwah- 
rung des Sondervermögens zustehende Ver- 
gütung darf sie nur mit Zustimmung der 
Kapitalanlagegesellschaft entnehmen. 


(7) Die Depotbank ist berechtigt und ver- 
pflichtet, im eigenen Namen 

1. Ansprüche der Anteilinhaber gegen die 
Kapitalanlagegesellschaft oder eine frühere 
Depotbank geltend zu machen, 

2. im Wege einer Klage nach § 771 der Zivil- 
prozeßordnung Widerspruch zu erheben, 
wenn in ein Sondervermögen wegen eines 
Anspruchs vollstreckt wird, für den das 
Sondervermögen nicht haftet; die Anteil- 
inhaber können nicht selbst Widerspruch 
gegen die Zwangsvollstreckung erheben. 

Die Depotbank kann für diese Tätigkeit von 
der Kapitalanlagegesellschaft eine angemes- 
sene Vergütung und Ersatz der ihr entstehen- 
den Aufwendungen verlangen. 

§ 11 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft ist berech- 
tigt, die Verwaltung eines Sondervermögens 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
drei Monaten durch Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger zu kündigen. Die Vertrags- 
bedingungen können eine längere Kündi- 
gungsfrist vorsehen. 

(2) Die Kapitalanlagegeselischaft kann ihre 
Auflösung nicht für einen früheren als den 
Zeitpunkt beschließen, ln dem ihr Recht zur 
Verwaltung aller Sondervermögen erlischt. 

(3) Das Recht der Kapitalanlagegesellschaft, 
die Sondervermögen zu verwalten, erlischt 
ferner mit der Eröffnung des Konkursverfah- 
rens über das Vermögen der Kapitalanlage- 
gesellschaft oder mit der Rechtskraft des Ge- 
richtsbeschlusses, durch den die Eröffnung 
des Konkursverfahrens wegen Fehlens einer 
den Kosten des Verfahrens entsprechenden 
Konkursmasse abgelehnt wird (§ 107 der 
Konkursordnung). Die Sondervermögen ge- 
hören nicht zur Konkursmasse der Kapital- 
anlagegesellschaft. 

(4) Wird die Kapitalanlagegesellschaft aus 
einem in den Absätzen 2 und 3 nicht genann- 
ten Grund aufgelöst oder wird das gericht- 
liche Vergleichsverfahren eröffnet oder wird 
gegen sie ein allgemeines Verfügungsverbot 
erlassen, so hat die Depotbank das Recht, 
hinsichtlich eines bei ihr verwahrten Sonder- 
vermögens für die Anteilinhaber deren Ver- 
tragsverhältnis mit der Kapitalanlagegesell- 
schaft ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
zu kündigen. 
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§ 12 

( 1 ) Erlischt das Recht der Kapit alanlagegesell- 
schaft, ein Sondervermögen zu verwalten, so 
geht, wenn das Sondervermögen im Eigen- 
tum der Kapitalanlagegesellschaft steht, das 
Sondervermögen, wenn es im Miteigentum 
der Anteilinhaber steht, das Verfügungs recht 
über das Sondervermögen auf die Depotbank 
über. 

(2) Die Depotbank hat das Sondervermö- 
gen abzuwickeln und an die Anteilinhaber 
zu verteilen. Mit Genehmigung der Bank- 
aufsichtsbehörde kann sie von der Abwick- 
lung und Verteilung absehen und einer ande- 
ren Kapitalanlagegesellschaft die Verwal- 
tung des Sondervermögens nach Maßgabe der 
bisherigen Vertragsbedingungen übertragen. 

§ 13 

(1) Die Vertragsbedingungen, nach denen 
sich das Rechtsverhältnis der Kapitalanlage- 
gesellschaft zu den Anteilinhabern bestimmt, 
sind vor Ausgabe der Anteilscheine schriftlich 
festzulegen. Sie sind auf den Anteilscheinen 
vollständig wiederzugeben. 

(2) Die Vertragsbedingungen bedürfen der 
Genehmigung der Bankaufsichtsbehörde. 
Sehen die Vertragsbedingungen vor, daß das 
Sondervermögen in Wertpapieren angelegt 
werden kann, die ausschließlich an auslän- 
dischen Börsen zugelassen sind oder gehandelt 
werden, so kann die Bankaufsichtsbehörde 
die Anlegung auf Wertpapiere beschränken, 
die an bestimmten von ihr bezeichneten Bör- 
sen zugelassen sind oder gehandelt werden. 

(3) Die Bankaufsichtsbehörde soll Vertrags- 
bedingungen nur genehmigen, wenn sie fol- 
gende Angaben enthalten; 

a) nach welchen Grundsätzen die Auswahl 
der zu beschaffenden Wertpapiere erfolgt; 

b) ob die zum Sondervermögen gehörenden 
Gegenstände im Eigentum der Kapital- 
anlagegesellschaft oder im Miteigentum 
der Anteilinhaber stehen; 

c) welcher Anteil des Sondervermögens 
höchstens in Bankguthaben gehalten wer- 
den darf; 

d) ob und gegebenenfalls in welcher Höhe 
ein Mindestanteil des Sondervermögens 
in Bankguthaben gehalten wird; 

e) welche Vergütung die Kapitalanlagegesell- 
schaft für die Verwaltung des Sonderver- 


mögens erhält und welche Aufwendun- 
gen Ihr zu ersetzen sind; 

f) wie hoch der Aufschlag bei der Ausgabe 
der Anteilscheine Ist (§ 16 Abs. 2); 

g) unter welchen Voraussetzungen und zu 
welchen Bedingungen die Anteilinhaber 
die Rücknahme der Anteilscheine von 
der Kapitalanlagegesellschaft verlangen 
können; 

h) in welcher Weise und zu welchen Stich- 
tagen der Rechenschaftsbericht über die 
Entwicklung des Sondervermögens und 
seine Zusammensetzung erstattet und der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird; 

i) in welchem Umfang Erträge des Sonder- 
vermögens auszuschütten und wie die 
Veräußerungsgewinne zu verwenden sind. 

§ 14 

(1) Die Ausschüttung von Veräußerungs- 
gewinnen ist nur zulässig, wenn die Vertrags- 
bedingungen sie vorsehen. 

(2) Sehen die Vertragsbedingungen die 
Ausschüttung von Veräußerungsgewinnen 
vor, so hat die Kapitalanlagegesellschaft in 
Bekanntmachungen über die Auszahlung von 
Beträgen an die Anteilinhaber anzugeben, in 
welcher Höhe der Betrag Veräußerungsge- 
winne enthält. 

§ 15 

(1) In den Anteilscheinen werden die An- 
sprüche des Anteilinhabers gegenüber der 
Kapitalanlagegesellschaft verbrieft. Die An- 
teilscheine können auf den Inhaber oder auf 
Namen lauten. Lauten sie auf Namen, so gel- 
ten für sie die §§ 61, 62 des Aktiengesetzes 
entsprechend. Die Anteilscheine sind von der 
Kapitalanlagegesellschaft und von der De- 
potbank zu unterzeichnen. Die Unterzeich- 
nung kann durch mechanische Vervielfälti- 
gung geschehen. 

(2) Anteilscheine können über einen oder 
mehrere Anteile desselben Sondervermögens 
ausgestellt werden. Die Anteile an einem 
Sondervermögen dürfen nicht verschiedene 
Rechte haben und müssen sämtliche zu dem 
Sondervermögen gehörenden Gegenstände 
umfassen. 

(3) Stehen die zum Sondervermögen gehö- 
renden Gegenstände den Anteilinhabern ge- 
meinschaftlich zu, so geht mit der Übertra- 
gung der in dem Anteilschein verbrieften 
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Ansprüche auch der Anteil des Veräußerers 
an den zum Sondervermögen gehörenden Ge- 
genstände auf den Erwerber über. Entspre- 
chendes gilt für sonstige rechtsgeschäftliche 
Verfügungen sowie für Verfügungen, die im 
Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrest- 
vollziehung erfolgen. In anderer Weise kann 
über den Anteil an den zum Sondervermögen 
gehörenden Gegenständen nicht verfügt 
werden. 

§ 16 

(1) Anteilscheine dürfen nur gegen volle 
Leistung des Ausgabepreises ausgegeben wer- 
den; der Gegenwert ist unverzüglich dem 
Sondervermögen zuzuführen. Sacheinlagen 
sind unzulässig. Sind Anteilscheine in den 
Verkehr gelangt, ohne daß der Ausgabepreis 
dem Sondervermögen zugeflossen ist, so hat 
die Kapitalanlagegesellschaft aus ihrem 
eigenen Vermögen den fehlenden Betrag in 
das Sondervermögen einzulegen. 

(2) Der Ausgabepreis für einen Anteil- 
schein muß dem Wert des Anteils am Sonder- 
vermögen zuzüglich eines In den Vertrags- 
bedingungen festzusetzenden Aufschlags (§13 
Abs. 3 Buchstabe f entsprechen. Der Wert 
des Anteils ergibt sich aus der Teilung des 
Wertes des Sondervermögens durch die Zahl 
der Anteile; befinden sich eigene Anteil- 
scheine im Sondervermögen, so wird für sie 
bei der Ermittlung des Wertes des Sonder- 
vermögens kein Wert angesetzt und die 
Anteile, über welche die Anteilscheine aus- 
gestellt sind, werden bei der Zahl der Anteile 
nicht mitgerechnet. Der Wert eines Sonder- 
vermögens ist auf Grund der jeweiligen Kurs- 
werte der zu ihm gehörenden Wertpapiere 
und Bezugsrechte zuzüglich des Wertes der 
außerdem zu ihm gehörenden Geldbeträge, 
Forderungen und sonstigen Rechte von der 
Depotbank zu ermitteln. 

(3) Jedes Sondervermögen muß bei der 
Ausgabe des ersten Anteilscheins In so viele 
Anteile zerlegt werden, daß der Wert jedes 
Anteils (Absatz 2 Satz 2) im Zeitpunkt der 
Ausgabe des ersten Anteilscheins nicht mehr 
als hundert Deutsche Mark beträgt. 

§ 17 

(1) Anteilscheine dürfen in Sammel Ver- 
wahrung im Sinne des Depotgesetzes nur ge- 
nommen werden, wenn sie auf den Inhaber 
lauten oder blanko indossiert sind. 


(2) Ist ein Anteilschein abhanden gekom- 
men oder vernichtet, so kann die Urkunde, 
wenn nicht das Gegenteil darin bestimmt ist, 
Im Aufgebots verfahren für kraftlos erklärt 
werden. § 799 Abs. 2 und § 800 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs gelten sinngemäß. Sind 
Gewinnanteilscheine auf den Inhaber ausge- 
geben, so erlischt mit der Kraftloserklärung 
des Anteilscheins auch der Anspruch aus den 
noch nicht fälligen Gewinnanteilscheinen. 

(3) Ist ein Anteilschein Infolge einer Be- 
schädigung oder einer Verunstaltung zum 
Umlauf nicht mehr geeignet, so kann der Be- 
rechtigte, wenn der wesentliche Inhalt und 
die Unterscheidungsmerkmale der Urkunde 
noch mit Sicherheit erkennbar sind, von der 
Gesellschaft die Erteilung einer neuen Ur- 
kunde gegen Aushändigung der alten ver- 
langen. Die Kosten hat er zu tragen und vor- 
zuschießen. 

(4) Neue Gewinnanteilscheine dürfen an 
den Inhaber des Erneuerungsscheins nicht aus- 
gegeben werden, wenn der Besitzer des An- 
teilscheins der Ausgabe widerspricht. In die- 
sem Fall sind die Scheine dem Besitzer des 
Anteilscheins auszuhändigen, wenn er die 
Haupturkunde vorlegt. 

§ 18 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat über 
jedes Sondervermögen für den Schluß eines 
jeden Geschäftsjahres einen Rechenschafts- 
bericht zu erstatten und Im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. Der Rechenschaftsbericht 
hat eine Ertragsrechnung und eine Aufstel- 
lung der zu dem Sondervermögen gehören- 
den Wertpapiere und Bezugsrechte unter An- 
gabe von Art, Zahl und Kurswert sowie den 
Stand der zu dem Sondervermögen gehören- 
den Konten zu enthalten. Die Kapitalanlage- 
gesellschaft hat für die Mitte eines Geschäfts- 
jahres eine Aufstellung der zum Sonderver- 
mögen gehörenden Wertpapiere und Be- 
zugsrechte unter Angabe von Art, Zahl und 
Kurswert sowie den Stand der zu dem Son- 
dervermögen gehörenden Konten im Bundes- 
anzeiger bekanntzumachen, sofern sie nicht 
für diesen Stichtag einen weiteren Rechen- 
schaftsbericht erstattet. 

(2) Die Prüfung des Jahresabschlusses der 
Kapitalanlagegesellschaft ist auf die Sonder- 
vermögen und den Rechenschaftsbericht, ins- 
besondere die Ertragsrechnung, sowie darauf 
zu erstrecken, ob bei der Verwaltung der 
Sondervermögen die Vorschriften dieses Ge- 
setzes und die Bestimmungen der Vertrags- 
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bedingungen beachtet worden sind. Das Er- 
gebnis der Prüfung hat der Abschlußprüfer 
in einem besonderen Vermerk festzulegen; 
der Vermerk ist mit dem vollen Wortlaut 
im Rechenschaftsbericht wiederzugeben. 

§ 19 

(1) Das Sondervermögen gilt als Zweck- 
vermögen im Sinne des § 1 Abs. 1 Ziff. 5 
des Körperschaftsteuergesetzes und des § 1 
Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe c des Vermögen- 
steuergesetzes. Das Sondervermögen ist von 
der Körperschaftsteuer, der Abgabe „Not- 
opfer Berlin", der Gewerbesteuer und der 
Vermögensteuer befreit. Die von steuerab- 
zugspflichtigen Kapitalerträgen des Sonder- 
vermögens (§ 43 Abs. 1 Ziff. 1 und 3 bis 6 
des Einkommensteuergesetzes) erhobene Ka- 
pitalertragsteuer ist zu erstatten. 

(2) Die Ausschüttungen auf Anteilscheine 
gehören zu den Einkünften aus Kapitalver- 
mögen im Sinne des § 20 Abs. 1 Ziff. 1 des 
Einkommensteuergesetzes, wenn sie nicht 
anderen Einkünften zuzurechnen sind. Die 
Ausschüttungen sind insoweit, als sie Ge- 
winne aus der Veräußerung von Wert- 
papieren enthalten, steuerfrei, es sei denn, daß 
die Anteilscheine zu einem inländischen Be- 
triebsvermögen gehören. Von den Ausschüt- 
tungen an natürliche Personen, Körperschaf- 
ten, Personenvereinigungen oder Vermögens- 
massen, die weder einen Wohnsitz noch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt oder weder ihre 
Geschäftsleitung noch ihren Sitz im Inland 
haben, wird nach Maßgabe einer Rechtsver- 
ordnung ein Steuerabzug vom Kapitalertrag 
in Höhe von 25 vom Hundert des ausge- 
schütteten Betrages erhoben, soweit die Aus- 
schüttungen nicht nach Satz 2 steuerfrei sind. 

(3) Die Anteilscheine gelten als Wertpa- 
piere im Sinne des § 13 Abs. 2 des Bewer- 
tungsgesetzes und des § 19 des Kapitalver- 
kehrsteuergesetzes. 

(4) Von der Besteuerung nach dem Kapi- 
talverkehrsteuergesetz sind ausgenommen 

a) der erste Erwerb der Anteilscheine, 

b) der Erwerb der Anteilscheine durch die 
Einleger von einer Bank, die Ersterwer- 
berin der Anteilsdieine ist, 

c) der Rückerwerb der Anteilscheine durch 
die Kapitalanlagegesellschaft für Rech- 
nung des Sondervermögens. 

Bei sonstigen Anschaffungsgeschäften über 
Anteilscheine beträgt die Börsenumsatzsteuer 


15 Pfennig für jede angefangenen 100 Deut- 
sche Mark, bei Händlergeschäften die Hälfte. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates 

1. zur Durchführung der Absätze 1 bis 4 
Rechtsverordnungen zu erlassen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei 
der Besteuerung, zur Beseitigung von Un- 
billigkeiten in Härtefällen oder zur Ver- 
einfachung des Besteuerungsverfahrens er- 
forderlich ist, und zwar Insbesondere 

a) über die Durchführung der Erstattung 
der Kapitalertragsteuer (Absatz 1 
Satz 3), 

b) über die Besteuerung der Ausschüt- 
tungen (Abs. 2 Satz 1), soweit sie Ge- 
winne aus der Veräußerung von Be- 
zugsrechten auf Anteile an Kapitalge- 
sellschaften enthalten, 

c) über die Durchführung des Steuerab- 
zugs vom Kapitalertrag (Absatz 2 
Satz 3), 

d) über den Inhalt der Bekanntmachung 
der Kapitalanlagegesellschaft Im Fall der 
Ausschüttung von Veräußerungsgewin- 
nen (§ 14 Abs. 2); 

2. Vorschriften durch Rechtsverordnung über 
die sich aus der erstmaligen Anwendung 
der Vorschriften der Absätze 1 bis 4 er- 
gebenden Rechtsfolgen zu erlassen, so- 
weit dies zur Wahrung der Gleichmäßig- 
keit bei der Besteuerung oder zur Beseiti- 
gung von Unbilligkeiten in Härtefällen er- 
forderlich Ist. 

§ 20 

(1) Aufwendungen für den unmittelbaren 
oder mittelbaren ersten entgeltlichen Erwerb 
von Anteilscheinen können nach Maßgabe 
einer Rechtsverordnung als Sonderausgaben 
im Sinne des § 10 Abs. 1 Ziff. 4 des Ein- 
kommensteuergesetzes abgezogen werden, 
wenn die Anteilscheine für die in dieser Vor- 
schrift bezeichnete Frist festgelegt werden. 
Voraussetzung ist, daß das Sondervermögen 
ausschließlich aus solchen festverzinslichen 
Schuldverschreibungen besteht, deren Erwerb 
als Kapitalansammlungsvertrag Im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 Ziff. 4 des Einkommensteuerge- 
setzes anerkannt Ist. 

(2) Absatz 1 ist erstmals auf Aufwendun- 
gen anzuwenden, die nach dem Tag der Ver- 
kündung dieses Gesetzes geleistet werden. 
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(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates die in Ab- 
satz 1 vorgesehene Rechtsverordnung zu er- 
lassen. 

§ 21 

(1) Die Bezeichnung „Kapitalanlagegesell- 
schaft“ oder „Investmentgesellschaft“ oder 
eine Bezeichnung, in der das Wort „Kapital- 
anlage“ oder „Investment“ vorkommt, dür- 
fen in der Firma oder in einem Zusatz zur 
Firma nur von Kapitalanlagegesellschaften 
geführt werden. 

(2) Die Ausgabe von Anteilscheinen mit 
Bezeichnungen, die das Wort „Investment“ 
allein oder in Zusammensetzung mit ande- 
ren Worten enthalten, ist nur Kapitalanlage- 
gesellschaften gestattet. 

§ 22 

(1) Aktiengesellschaften oder Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung, die beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes die in § 1 Abs. 1 
aufgeführten Geschäfte betreiben, sind Ka- 
pitalanlagegesellschaften im Sinne dieses Ge- 
setzes. Für sie gelten die Vorschriften dieses 
Gesetzes, soweit nachstehend nichts anderes 
bestimmt ist. 

(2) Diese Kapitalanlagegesellschaften be- 
dürfen keiner erneuten Erlaubnis zum Ge- 
schäftsbetrieb; ihre Vertragsbedingungen für 
bereits bestehende Sondervermögen bedür- 
fen keiner Genehmigung. Bereits erteilte Er- 
laubnisse und Genehmigungen gelten als 
nach diesem Gesetz erteilt. 

(3) Spätestens bis zum 31. Dezember 1958 
haben diese Kapitalanlagegesellschaften 

a) einen Aufsichtsrat zu bilden, der §§ 3, 
4 Abs. 1 und 2 entspricht; einen bereits 
bestehenden Aufsichtsrat haben sie ent- 
sprechend umzubilden; 

b) ihr Nennkapital und ihre Satzung § 2 
Abs. 2 Buchstabe a und b anzupassen; 

c) beim Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehende Sondervermögen auf einen be- 
stimmten Stichtag in Übereinstimmung 
mit den Vorschriften des § 6 über die 
Anlegung und den Erwerb von Wertpa- 
pieren und Bezugsrechten zu bringen; 

d) soweit beabsichtigt Ist, auch künftig Son- 
dervermögen in ausländischen Wertpa- 
pieren {§ 6 Abs. 1 Buchstabe c) anzule- 


gen, die Genehmigung der Bankaufsichts- 
behörde dafür einzuholen; 

e) mit der Verwahrung der Sondervermö- 
gen sowie mit der Ausgabe und Rück- 
nahme von Anteilscheinen eine Depot- 
bank unter Beachtung von § 10 zu beauf- 
tragen; 

f) die Vertragsbedingungen entsprediend 
§ 13 Abs. 3 unter Beaditung von § 13 
Abs. 2 zu ergänzen. 

(4) Die nach Absatz 3 erforderlichen Än- 
derungen und Ergänzungen der Vertragsbe- 
dingungen werden auch ohne Zustimmung 
der Anteilinhaber mit Ablauf von drei Mo- 
naten seit dem Zeitpunkt wirksam, in wel- 
chem die Änderungen im Bundesanzeiger be- 
bekanntgemacht worden sind. Jeder Anteil- 
inhaber kann ohne Rücksicht auf die bis- 
herigen Vertragsbedingungen die Rücknahme 
seines Anteils binnen drei Monaten seit der 
Bekanntmachung der Änderungen im Bun- 
desanzeiger verlangen; die Ansprüche aus der 
Rücknahme bestimmen sich nach den bis- 
herigen Vertragsbedingungen. 

(5) Haften bei einer dieser Kapitalanlage- 
gesellschaften die Anteilinhaber persönlich 
oder die Sondervermögen für die Verbind- 
lichkeiten der Gesellschaft oder aus von ihr 
für gemeinschaftliche Rechnung der Anteil- 
inhaber getätigten Geschäften, so bleiben die 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
entstandenen Ansprüche ohne Rücksldit auf 
§ 8 Abs. 2 und 3 bestehen. 

(6) Für Anteilscheine, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes ausgegeben wor- 
den sind oder bis zum 31. Dezember 1958 
ausgegeben werden und die über Sonderver- 
mögen ausgestellt sind, die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gebildet worden sind, 
gelten § 13 Abs. 1 Satz 2 und § 15 Abs. 1 
Satz 4 nicht. Diese Anteilscheine gelten als 
Urkunden, in denen die Ansprüche des An- 
teilinhabers gegenüber der Kapitalanlage- 
gesellschaft verbrieft sind. Lauten sie 
nicht auf Namen und sind sie mit der Be- 
stimmung ausgegeben, daß die in der Ur- 
kunde versprochenen Leistungen an jeden 
Inhaber bewirkt werden können, so gelten 
sie als Schuldverschreibungen auf den Inha- 
ber. 

(7) § 15 Abs. 3 gilt auch für die in Ab- 
satz 6 bezeichneten Anteilscheine. 
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S 23 

Kommt eine beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bestehende Kapitalanlagegesellsdiaft 
den in § 22 Abs. 3 bestimmten Auflagen 
nicht fristgemäß nach, so ist sie mit Ablauf 
des 31. Dezember 1958 aufgelöst; ihre Fort- 
setzung kann nidit besdilossen werden. 


§ 24 

Enthält beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Firma eines Kaufmanns die Bezeichnung 
„Kapitalanlagegesellschaft“ oder „Invest- 
mentgesellsdiaft“, ohne daß der Gesdiäfts- 
betrieb des Unternehmens auf die in § 1 
Abs. 1 aufgeführten Geschäfte gerichtet ist, 
so ist die Führung dieser Bezeichnung nur 
noch bis zum 31. Juli 1957 gestattet; andere 


Bezeichnungen, in denen das Wort „Kapital- 
anlage“ oder „Investment“ vorkommt, dür- 
fen bis zu einer Änderung der Firma fort- 
geführt werden. 

S 25 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 26 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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